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II. PLANZEICHENERKLÄRUNG

NEUAUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANS  
"HINTER NÜSSEN HAUSE 2"

STADT BAD WÜNNENBERG  –  STADTTEIL BLEIWÄSCHE

TEIL A:

NUTZUNGSPLAN (M 1:1000)
UND TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

NEUAUFSTELLUNG
BEBAUUNGSPLAN   
'HINTER NÜSSEN HAUSE 2'

PLANVERFASSER:

– NR. ___ - NEUAUFSTELLUNG –

STADT BAD WÜNNENBERG

BEBAUUNGSPLAN
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MIT ÖRTLICHER BAUVORSCHRIFT
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stadt- und umweltplanung
ökologische fachgutachten
bimsch-antragsverfahren
ökologische baubegleitung
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SATZUNGSFASSUNG
Verfahren gem. §13a BauGB
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KARTENGRUNDLAGE: XX

8 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent- 
wicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie Pflanzbindungen und Pflanz-
gebote     gemäß § 9 (1) Nr. 20 und 25 BauGB

8.1 Flächen und Maßnahmen innerhalb der festgesetzten öffentlichen Verkehrsfläche 

Ein Flächenanteil von mindestens 25% der festgesetzten öffentlichen Verkehrsfläche ist unver- 
siegelt zu erhalten und als Pflanzbeete in die Verkehrsfläche zu integrieren. Bei der Einbindung 
der Pflanzbeete in die Verkehrsfläche und ihrer Ausführung ist zu berücksichtigen:

(1) Innerhalb der Pflanzbeete sind mindestens 8 Laubbäume gemäß der Artenliste unter Pos.
8.5.2 anzupflanzen. Als Standorte für die Laubbäume sind Pflanzbeete mit einer unversie- 
gelten Mindestfläche von 6m2 sowie einer Mindestbreite von 2m vorzusehen. Im Übrigen 
sind die Pflanzbeete durch Ansaat mit einer standortangepassten Landschaftsrasen- 
mischung des Ursprungsgebietes "Westdeutsches Tiefland und unteres Weserbergland" 
anzusäen und als extensive Wiesenfläche zu entwickeln.

(2) Das innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche anfallende Niederschlagwasser ist insgesamt 
in die Pflanzbeete einzuleiten und somit pflanzenverfügbar zu machen (sog. 'blaugrüne Er- 
schliessung'). Die Pflanzbeete sind deshalb als sog. 'Tiefbeete' oder Mulden anzulegen und 
mit einem hinreichend großen Rückhaltevolumen zu dimensionieren. Durch geeignete bau- 
liche Maßnahmen (z.B. Rohrdurchlässe im Bereich der Grundstücksüberfahrten) ist darüber 
hinaus eine Vereinigung benachbarter Mulden zu Muldensystemen vorzusehen, soweit dies 
für die gleichmäßige Wasserversorgung der Bäume oder die sichere Ableitung des anfallen- 
den Niederschlagwassers sinnvoll bzw. erforderlich ist.

7 Grünflächen gemäß § 9 (1) 15 BauGB

7.1 Private Grünflächen

Die privaten Grünflächen sind entsprechend ihrer Zweckbestimmung als Rasenmulde anzule- 
gen und dauerhaft funktionsfähig zu erhalten.
Innerhalb der privaten Grünflächen ist die Errichtung von baulichen Anlagen ausgeschlossen. 
Ausnahmsweise zulässig sind ausschließlich bauliche Anlagen, die der festgesetzten Zweck- 
bestimmung der Grünflächen unmittelbar dienen.

I. PLANZEICHNUNG

III. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1 Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB

1.1 Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO
In dem WA-Gebiet sind alle allgemein zulässigen Nutzungen gemäß § 4 (2) BauNVO zulässig. 
Ebenfalls zulässig ist die ausnahmsweise zulässige Nutzung gemäß § 4 (3) Nrn. 1 und 2 
BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe).
Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 (3) Nrn. 3, 4 und BauNVO (Anlagen für 
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) sind in dem WA-Gebiet nach § 1 (6) Nr. 1 
BauNVO ausgeschlossen.

2 Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB

2.1 Grundflächenzahl (GRZ) gemäß §§ 16 und 19 BauNVO
Die Grundflächenzahl (GRZ) ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf 0,3 als Höchst- 
maß festgesetzt.

2.2 Zahl der Vollgeschosse im Sinne des § 2 Abs. 6 BauO NRW
gemäß §§ 16 und 20 (1) BauNVO
Die maximal zulässige Anzahl der Geschosse ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
auf zwei (II) Vollgeschosse begrenzt.
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2.3 Höhe baulicher Anlagen gemäß § 18 BauNVO
2.3.1 Die Bezugshöhe für alle festgesetzten Höhen baulicher Anlagen in den allgemeinen Wohnge- 

bieten WA1 - WA6 ist die jeweils festgesetzte Höhe des Höhenbezugspunktes (HBP). Die Höhe 
ist in Metern über Normalhöhennull für jede Wohngebietsfläche angegeben (siehe Einschrieb in 
der Plangrafik).

2.3.2 Die Firsthöhe (FH) ist die Höhe des höchsten Punkts des Gebäudedaches über dem Bezugs- 
punkt. Attiken und Brüstungen gelten als Bestandteil des Gebäudedaches.
Gemäß den u.a. Systemskizzen wird die maximal zulässige Firsthöhe FH wie folgt festgesetzt:

Gebäudetyp 1 (Satteldach SD, Walmdach WD): 9,00m
Gebäudetyp 2 (Pultdach PD): 7,50m
Gebäudetyp 3 (versetztes Pultdach VPD): 7,50m

2.2.3 Die Traufhöhe (TH) ist die Höhe des Schnittpunkts der traufseitigen aufgehenden Wandaußen- 
flächen mit der Oberkante Dachhaut über dem Bezugspunkt. Davon abweichend gilt:

• Bei Dachformen mit Attika oder Brüstung ist die Oberkante der Attika bzw. der Brüstung als 
Traufpunkt anzunehmen.

• Für Flachdächer ist allseitig die Oberkante Attika bzw. Aufkantung maßgeblich.

Gemäß den u.a. Systemskizzen wird die maximal zulässige Traufhöhe TH wie folgt festgesetzt:

Gebäudetyp 1 (Satteldach SD, Walmdach WD): 4,50m
Gebäudetyp 2 (Pultdach PD): 6,40m
Gebäudetyp 3 (versetztes Pultdach VPD): 6,40m

2.2.4 Für untergeordnete technische Aufbauten, Anlagen zur Wärmerückgewinnung und zur Nutzung 
regenerativer Energien darf die maximale Firsthöhe um max. 1,5 m überschritten werden, wenn 
diese Aufbauten oder Anlagen einen Mindestabstand von 1,5 m von allen Dachkanten einhalten.

Systemskizzen zur Trauf- und Firsthöhe:

3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen sowie 
Stellung baulicher Anlagen  gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB

3.1 Bauweise gemäß § 22 BauNVO

Die Festlegung der Bauweise ist der jeweiligen Nutzungsschablone im  zeichnerischen Teil 
des Bebauungsplanes zu entnehmen.

3.2 Überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 23 BauNVO

Die überbaubare Grundstücksfläche für die Hauptgebäude ist in der Planzeichnung durch 
die eingetragenen Baugrenzen festgelegt. Balkone, Loggien, Wintergärten etc. sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

3.3 Stellung der baulichen Anlagen 

Soweit im Plan für die Bauplätze festgesetzt, sind die wesentlichen Gebäudekanten und 
Hauptgebäuderichtungen (Firstrichtungen) parallel zu den eingezeichneten Richtungen zu 
erstellen. Abweichungen bis zu 5° sind zulässig.

4  Flächen für erforderliche Nebenanlagen, Stellplätze, Carports und Garagen sowie
 Einschränkungen für Nebenanlagen  gemäß § 9 (1) Nr. 4 u. Nr. 22 BauGB 

4.1 Flächen für Garagen, Stellplätze und Zufahrten    gemäß § 12 BauNVO
Offene Garagen (Carports) und Stellplätze sind auch in den nicht überbaubaren Grund- 
stücksflächen zulässig. Bei senkrechter Zufahrt sind folgende Abstände von der Verkehrs- 
fläche einzuhalten:

Offene Garagen: 2m
Stellplätze: direkt im Anschluss an die Verkehrsfläche

Sind offene Garagen längs zur Verkehrsfläche angeordnet, ist ein seitlicher Abstand von 1m 
zu dieser einzuhalten. Dachüberstände dürfen nicht in die öffentliche Fläche hineinragen. Sie 
müssen gegenüber der Verkehrsfläche einen Abstand von mindestens 0,5 m einhalten.

Alle befestigten privaten Flächen für Stellplätze, Zufahrten und Wege sind mit wasserdurchläs-
sigen Pflasterbelägen, Schotterrasen, Rasengittersteinen oder Rasenpflaster zu befestigen. 
Bituminöse Beläge, z.B. Asphalt, oder Beton sind unzulässig.

5 Zahl der Wohnungen  gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB
 

In allen Teilen des festgesetzten allgemeinen Wohngebietes (WA) sind je Einzelhaus höch- 
stens zwei Wohnungen zulässig. Je Doppelhaushälfte ist eine Wohnung zulässig.

6 Verkehrsflächen gemäß § 9 (1) 11 BauGB

6.1 Grundstückszufahrten und -zuwegungen

In den allgemeinen Wohngebieten ist pro Baugrundstück mit Einzelhausbebauung eine Zu- 
fahrt in einer Breite von maximal 5m zulässig. Für Baugrundstücke mit Doppelhausbebauung 
sind zwei Zufahrten mit einer Breite von jeweils maximal 5m zulässig. Die Zuwegung zum 
Wohnhaus ist jeweils in diese Zufahrt zu integrieren.

6.2 Aufschüttungen und Abgrabungen sowie Ausbau von Wegen und Straßen
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 i. V. m. Nr. 26 BauGB)

Sofern zur Herstellung des Straßenkörpers auf den an die öffentlichen Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke (Rückenstützen) entlang 
der Grundstücksgrenze mit einer Breite von ca. 20 cm und einer Tiefe von ca. 30 cm 
erforderlich sind, sind diese von den jeweiligen Grundstückseigentümern entschädi- 
gungslos zu dulden.

1 Geltungsbereich (gemäß § 89 BauO NRW)
                                Die örtlichen Bauvorschriften gelten für alle Teilflächen des WA-Gebietes (WA1 – WA6) im

Geltungsbereich des Bebauungsplanes 'Hinter Nüssen Hause 2' soweit nicht im Einzelfall 
anders angegeben.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 89 BauO NRW  i. V. m. § 9 (4) BauGB)

2 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 89(1) Nr. 1 BauO NRW)

2.1      Dachform und Dachneigung
In allen Wohngebieten WA 1 - WA 6 des Geltungsbereiches sind Flachdächer (FD), Pultdächer 
(PD) und versetzte Pultdächer (VPD) mit einer Dachneigung von 0° bis 10° sowie Sattedächer 
(SD) und Walmdächer (WD) mit einer Dachneigung von 38° bis 45° zulässig. 
Sattel- und Walmdächer sind hinsichtlich der Dachneigung der jeweils gegenüberliegenden 
Teilfläche des Daches als symmetrisches Dach auszuführen. Ausgenommen von dieser 
Regelung sind abgeschleppte Dächer für untergeordnete Gebäudeteile.

                              
2.2      Dachaufbauten und Dacheinschnitte, Dachgestaltung

Dachaufbauten und -einschnitte sind nur bei Sattel- und Walmdächern und nur in einer Ge- 
schossebene zulässig. Sie dürfen in ihrer Gesamtlänge 50% der Trauflänge der zugehörigen 
Dachflächen nicht überschreiten. Zur Ermittlung der Gesamtlänge werden einzelne Dachauf- 
bauten und Dacheinschnitte – jeweils mit ihrer größten Länge in der Dachhaut – zusammen- 
gerechnet. 
Vom Ortgang sowie zwischen zwei Gauben ist ein Abstand von mindestens 1,50 m einzu- 
halten. Vom First ist ein Abstand von mindestens 0,75 m parallel zum Sparren in Richtung 
Traufe einzuhalten.

3 Gestaltung von Vorgartenbereichen
                               Die in der Planzeichnung entsprechend dargestellten Vorgartenbereiche sind gärtnerisch 

anzulegen, zu gestalten und zu unterhalten. Ausgenommen von der Vorgarteneingrünung 
bleiben notwendige Zufahrten, Zuwegungen und nicht überdachte Stellplätze.

Insgesamt darf nicht mehr als 50 % der Vorgartenfläche für Wege und Stellplätze befestigt 
werden. Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) sowie Nebenanlagen sind innerhalb der 
Vorgartenfläche nicht zulässig. 

4 Kiesbeete
    Die Anlage von Kiesflächen im Bereich der Hausgärten (sog. Schotter- oder Steingärten) 

ist unzulässig.

8.2 Öffentliche Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§ 9(1) Nr. 20 BauGB)

Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft ist der temporär wasserführende Graben mit einem struktur- und 
artenreichen Vegetationsbestand zu erhalten und zu entwickeln. Die Eignung der Flächen 
als Retentionsraum ist durch eine entsprechend moderate Abflachung der Uferrandbereiche 
sowie eine strukturreiche Vegetationsentwicklung zu fördern.
Bauliche Anlagen, Aufschüttungen und Flächenversiegelungen sind mit Ausnahme erforder- 
licher Anlagen für die Wasserwirtschaft nicht gestattet.
Hinweis: Die Funktion der Randbereiche als Räumstreifen zur Unterhaltung des Grabens ist zu 
berücksichtigen!

8.3 Extensive Dachbegrünung  (§ 9(1) Nr. 25a BauGB): 
Auf den Hauptbaukörpern, Garagen und Carports sind Flachdächer und flachgeneigte Dach- 
flächen mit einer Neigung bis einschließlich 10° mindestens extensiv zu begrünen. Die durch- 
wurzelbare Gesamtschichtdicke der Vegetationstragschicht muss mindestens 10 cm betragen. 
Die Bepflanzung mit einer standortgerechten Vegetation ist fachgerecht zu pflegen und dauer- 
haft zu erhalten. Flächenhafte Ausfälle der Vegetation ab 5 m² sind in der folgenden Pflanzpe- 
riode zu ergänzen. Die Kombination der Begrünung mit aufgeständerten Solaranlagen ist zuläs- 
sig. Die brandschutztechnischen Bestimmungen sind zu beachten. Von der Vorschrift ausge- 
nommen sind bei Hauptbaukörpern die zu den Staffelgeschossen gehörenden begehbaren 
Dachterrassen sowie Glas‐/Belichtungsflächen und technische Einrichtungen/ Anlagen.

Hinweis: Die Pflanzenauswahl ist auf das jeweilige Substrat abzustimmen. Auf eine ange- 
messene Vielfalt der Artenzusammensetzung und der Lebensräume für Flora und Fauna ist zu 
achten.

8.4 Artenlisten für Pflanzvorgaben gemäß § 9(1) 25a BauGB 

8.5.1 Allgemeine Anforderungen an Herkunft und Qualität des zu verwendenden Pflanzgutes

Für alle Pflanzmaßnahmen ist ausschließlich gebietsheimisches Pflanzgut des Herkunftsge- 
bietes 4: Westdeutsches Bergland mit Oberrheingraben (HK4) einzusetzen. 
Die gemäß Pos. 8.5.2 zulässigen Bäume sind in der Mindest-Pflanzenqualität 'Hochstamm', 
3xv, mit Ballen, Stammumfang 14 - 16 zu verwenden.

8.5.2 Bäume
Acer campestre (Feld-Ahorn) Quercus robur (Stiel-Eiche)
Acer platanoides (Spitz-Ahorn) Sorbus aria (Echte Mehlbeere)
Betula pendula (Sand-Birke) Tilia cordata (Winter-Linde)
Carpinus betulus (Gem. Hainbuche) Tilia platyphyllos (Sommer-Linde)
Quercus petraea (Trauben-Eiche)

9    Maßnahmen der Regenwasserbewirtschaftung  
(gemäß § 9 (1) Nr. 14 und Nr. 20 BauGB i.V.m. § 2 (2) LWG) 

Abwasservermeidung:
Der Anfall von Abwasser auf den Grundstücken ist soweit wie möglich zu vermeiden. Dies 
gilt auch für den Anfall von Oberflächenwasser aus den versiegelten Grundstücksbereichen. 
• Nicht zwingend notwendige Flächenversiegelungen sind grundsätzlich zu vermeiden. 
• PKW-Stellplätze sowie deren Zufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen herzustel- 

len. Erlaubt sind Pflaster mit mindestens 1 cm breiten Rasenfugen und durchlässigem 
Untergrund, Schotterrasen, Rasengittersteine, Kies und Splitt sowie Drainagepflaster. 

Rückhaltung und Versickerung: 
Das auf den privaten Grundstücken anfallende nicht verschmutzte Niederschlagwasser darf 
nur in die dafür zugelassenen öffentlichen Anlagen (Regenwasserkanalisation, Regenwas- 
sergräben, zentrale Rückhalteanlagen) eingeleitet werden, soweit es nicht bei demjenigen, 
bei dem es anfällt, mit vertretbarem Aufwand verwertet (Regenwassernutzung inkl. Bewäs- 
serung der Vegetationsflächen), versickert oder zurückgehalten werden kann. 
Niederschlagsabflüsse von unbeschichteten Metalldächern aus Kupfer, Zink oder Blei sind 
nach einer geeigneten Vorbehandlung zur Beseitigung einer möglichen Verunreinigung des 
Wassers durch die genannten Schwermetalle gemeinsam mit dem nicht verschmutzte Nie- 
derschlagwasser abzuleiten.

Als dezentraler Rückhalte- und Versickerungsraum auf den privaten Grundstücken ist ein 
Volumen von mindestens 25 l/m2 abflusswirksamer Fläche vorzusehen. Das Rückhaltevolu- 
men kann insbesondere in Form von Versickerungs- und Rückhaltemulden, Zisternen, Mul- 
den-Rigolen-Anlagen, Stauraumkanälen oder in einer sinnvollen Kombination der vorge- 
nannten Anlagen bereitgestellt werden. Abläufe und Notüberläufe der vorgenannten Anlagen 
sind an das öffentliche Regenwassersystem anzuschließen. Soweit eine Versickerung in den 
Untergrund auf privaten Grundstücksflächen möglich und vorgesehen ist, darf diese nur über 
die belebte Oberbodenschicht erfolgen. 
Der Speicherinhalt von reinen Rückhalteräumen kann weiterhin in Form von Rückhalteanla- 
gen beziehungsweise Zisternen zur Brauchwassernutzung mit gedrosseltem Ablauf bereit- 
gestellt werden. 

Die höchstzulässige Drosselspende bei der Niederschlagwasser-Einleitung von privaten Rück- 
halteanlagen in die öffentlichen Regenwasserbeseitigungsanlagen beträgt Qd = 25 l/s*ha be- 
zogen auf die gesamte abflusswirksame Grundstücksfläche.

V.  ANGABE  DER  RECHTSGRUNDLAGEN

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. I Nr. 348)

Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 G vom 03.07.2023 (BGBI. I Nr. 176)

Das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 
29.03.2026 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  08.05.2024 
(BGBI. I. Nr. 87).

Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Nordrhein-Westfälische Bauordnung NRW 
(BauO NRW) - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 31.10.2023 (GV. NRW. 2023 S. 1172).

Die Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S.666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. 
NRW. S. 618).

10 Zuordnungsfestsetzung  gemäß § 9 (1a) BauGB
 

Durch die im Rahmen des Bebauungsplans vorbereiteten zulässigen Eingriffe in Natur und 
Landschaft entstehen innerhalb des Geltungsbereiches insgesamt Beeinträchtigungen im 
Umfang von 44.481 Wertpunkten, die nicht am Ort des Eingriffs vermieden oder ausgeglichen 
werden können. Zur Kompensation dieses Defizits von 44.481 Wertpunkten wird dem Bebau-
ungsplan eine externe 'Ökokontofläche' zugeordnet:

 Die Kompensation erfolgt auf der im beigefügten Plananhang 1 dargestellten Fläche 
                                                                Gemarkung Fürstenberg  •  Flur 3  •  Flurstück 12.

Die Umsetzung und dauerhafte Sicherung der Maßnahme A3 erfolgt durch die Abbuchung 
von 44.481 Wertpunkten vom bestehenden Guthaben des Ökokontos Fu-013 der Stadt Bad 
Wünnenberg (Ökokontofläche Lfd. Nr. 5 gemäß Verfügung des Kreises Paderborn vom 
19.12.2023, Az.: 40682-23-450).  Mit der Rechtsverbindlichkeit dieses Bebauungsplans wird 
das entsprechende Wertpunktekontingent auf dem vorgenannten Ökokonto dauerhaft für 
das vorliegende Plangebiet zweckgebunden und von der zuständigen Naturschutzbehörde 
im Ökokontoverzeichnis entwertet.

Zuordnung der Kompensationsfläche A3
(siehe planungsrechtliche textliche Festsetzung Pos. 10) 

Gemarkung Fürstenberg  •  Flur 3  •  Flurstück 12   Maßstab 1 : 5000

Land NRW 2026 - Keine amtliche Standardausgabe. Es gelten die auf den Folgeseiten angegebenen Nutzungs- und Lizenzbedingungen der dargestellten Geodatendienste.

TIM-online

Dieser Ausdruck wurde mit TIM-online (www.tim-online.nrw.de) am 28.04.2026 um 11:06
Uhr erstellt.
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Plananhang 1

VI.  VERFAHRENSVERMERKE

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist gemäß 
§ 2(1) BauGB vom Rat der Stadt Bad Wünnenberg 
erstmals am 12.03.2020 sowie für das erweiterte Plan- 
gebiet erneut am 10.02.2022 beschlossen worden. 
Der erneute Beschluss ist am 23.10.2024 ortsüblich 
bekannt gemacht worden.

Aufstellungsbeschluss
gemäß § 2(1) BauGB

Frühzeitige Beteiligung
gemäß §§ 3(1), 4(1) BauGB

Öffentliche Auslegung
gemäß § 3(2) BauGB

Satzungsbeschluss
gemäß § 10(1) BauGB

Bekanntmachung
gemäß § 10(3) BauGB

Planunterlage

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekanntmachung am 
23.10.2024 wurde die frühzeitige Information und 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3(1) BauGB 
durchgeführt vom 28.10.2024 bis 28.11.2024.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 25.10.2024 
gemäß § 4(1) BauGB beteiligt.

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekanntmachung am 
       

      
    

        
18.06.2026 öffentlich ausgelegen.

      
      

    Bad Wünnenberg, den  ..........2026 

im Auftrag des Rates der Stadt

……………………………………………………
Ratsmitglied

……………………………………………………
Bürgermeisterin

Bad Wünnenberg, den  ..........2026 

……………………………………………………
Bürgermeisterin

Bad Wünnenberg, den  ..........2026 

im Auftrag des Rates der Stadt

……………………………………………………
Ratsmitglied

……………………………………………………
Bürgermeisterin

Der Bebauungsplan wurde vom Rat der Stadt Bad 
Wünnenberg gemäß § 10(1) BauGB am ..........2026 
mit seinen planungs- und bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Der Beschluss des Bebauungsplans als Satzung 
gemäß § 10(1) BauGB ist am ..........2026 ortsüblich 
gemäß § 10(3) BauGB mit Hinweis darauf bekanntge- 
macht worden, dass der Bebauungsplan mit Begrün 
-dung während der Dienststunden in der Verwaltung 
zu jedermanns Einsichtnahme bereitgehalten wird.
Mit der erfolgten Bekanntmachung ist der Bebauungs- 
plan in Kraft getreten.

Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des
§ 1 der PlanzV vom 18.12.1990 in der zur Zeit gültigen 
Fassung. 

Stand der Planunterlage im beplanten Bereich:
07.11.2025  (bzgl. Bebauung)
07.11.2025 (bzgl. Flurstücksnachweis)
Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist i.V. mit 
dem digitalen Planungsdatenbestand (hier DXF-Datei) 
als Bestandteil dieses Bebauungsplanes geometrisch 
eindeutig.

Bad Wünnenberg, den  ..........2026 

……………………………………………………
Bürgermeisterin

Bad Wünnenberg, den  ..........2026 

……………………………………………………
Bürgermeisterin

Paderborn, den  ..........2026 

……………………………………………………
Kreis Paderborn - Abteilung Geoinformation,
Kataster und Vermessung

Erarbeitung des Planentwurfs

Planungsbüro Stadtlandkonzept
Alte Bielefeder Straße 1
33824 Werther (Westf.)

Werther (Westf.), im Juni 2026 

……………………………………………………

Präambel
gemäß §§ 1(3), 10 BauGB

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetz- 
buches (BauGB), des § 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GONRW) und des  
§ 89 der Bauordnung des Landes Nordrhein-West- 
falen (BauO NRW), in der jeweils geltenden Fassung, 
hat der Rat der StadtBad Wünnenberg die Aufstellung 
des Bebauungsplanes "Hinter Nüssen Hause 2", 
bestehend aus der Planzeichnung, den nebenstehen- 
den textlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvor- 
schriften als Satzung beschlossen.

Bad Wünnenberg, den  ..........2026 

……………………………………………………
Bürgermeisterin

Baugrenze

Allgemeines Wohngebiet

A.    FESTSETZUNGEN DES BEBAUUNGSPLANES

   PLANZEICHEN FESTSETZUNGEN                                                RECHTSGRUNDLAGE

1        Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO

2        Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO

3        Bauweise, überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflächen

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 u. 23 BauNVO

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl (GRZ) max. Zahl der Vollgeschosse

Füllschema der Nutzungsschablone 

zulässige Grundflächenzahl als Höchstmaß0,4

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, z.B. II (zwei) Vollgeschosse

maximal zulässige Firsthöhe

öffentliche Grünflächen 
(i.V.m. Pos. 8 der zeichnerischen Festsetzungen)

6        Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

5        Verkehrsflächen § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Straßenbegrenzungslinie

Straßenverkehrsflächen 
- öffentlich

FH

WA1

0,4 II

WA

o ED

 

Bauweise

o offene Bauweise

ED Einzel- und Doppelhäuser zulässig

4                 Dachform

FD, PD, VPD Flach-, Pult- oder versetzte Pultdächer mit einer Dachneigung (DN) von 0° bis 10°

SD, WD Sattel- oder Walmdächer mit einer Dachneigung (DN) von 38° bis 45°

maximal zulässige TraufhöheTH

private Grünflächen

Zweckbestimmung: Retention und dezentrale Ableitung von 
Niederschlagwasser • Notwasserweg

 

8 Wasserflächen und die Flächen für die Wasser-
wirtschaft, den Hochwasserschutz und die 
Regelung des Wasserabflusses

§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Höhenbezugspunkt (HBP, Angabe in m ü. NN)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes

Bemaßung in Metern (z.B. 22,0 m)22,0

102,50

B.    SONSTIGE PLANZEICHEN § 9 Abs. 7 BauGB

Vorgartenbereich

Hauptfirstrichtung und Gebäudelängsachse der Hauptbaukörper bei 
Satteldächern und Walmdächern

C.    BESTANDSDARSTELLUNGEN

120

Bestandsgebäude (z. T. mit Hausnummer)

vorhandene Flurstücksgrenze mit Flurstücksnummer

vorhandene Flurgrenze mit Flurnummer

12

008

mit Geh- und Leitungsrecht zu belastende Fläche zu Gunsten der 
Stadt Bad Wünnenberg

hier: Rasenmulde für die Retention und Ableitung von Niederschlag- 
wasser nach Starkregenereignissen (Funktion auch als 
Notwasserweg)

9        Geh-, Fahr- und Leitungsrechte § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

GL

Wasserflächen

Entwässerungsflächen, Notwasserwege
Zweckbestimmung Gräben bzw. Mulden (i.V.m. Pos. 6)

7 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
sowie Maßnahmen zum Ausgleich  

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB

Öffentliche Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (in Verbindung mit 
textlichen Festsetzungen unter Punkt 8.2)

PLANZEICHEN  FESTSETZUNGEN      RECHTSGRUNDLAGE

PLANUNGSRECHTLICHE TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (§9 BauGB i.V.m. BauNVO)

IV. SONSTIGE HINWEISE
1. Natur-, Boden- und Baudenkmäler

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und /oder naturgeschichtliche Boden- 
befunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen 
in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung 
von Bodendenkmälern ist unverzüglich anzuzeigen bei der

 

   Stadt Bad Wünnenberg als Untere Denkmalbehörde
 

   und/oder der
 

   LWL-Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld 
     Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39
     E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org).

Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde 
die Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere 
Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die 
Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 
Abs. 2 DSchG NRW). 
Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtig- 
ten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, 
dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie 
zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener 
Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

2. Ökologische Belange und Artenschutz
Die Berücksichtigung ökologischer Belange wird nachdrücklich empfohlen. Vorrangig 
relevante Themenbereiche sind 
• Wasser- und Energieeinsparung,
• Nutzung umweltverträglicher Baustoffe und Energietechniken,
• Minimierung der Neuversiegelung,
• naturnahe Wohnumfeldgestaltung mit i.W. standortheimischen und kulturhistorisch 

bedeutsamen Gehölzen

Ferner sind die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote gem.  § 44 Abs. 1 Nrn. 1 - 4 BNatSchG 
zu berücksichtigen. Demnach 
... „ist es verboten,
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu ver- 

letzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä- 
digen oder zu zerstören

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 
zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu- 
stand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Ar-
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, wild lebende Pflanzen 
der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh- 
men, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.“

3 Verwendung von Mutterboden
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei der Errichtung oder Änderung von 
baulichen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwen- 
dung zu lagern und später wieder einzubauen.

4 Starkregen/Überflutungsvorsorge
Erdgeschossfußböden sollten mindestens 15 cm oberhalb des höchsten Punktes des um das 
Wohnhaus anstehenden Geländes (im Ursprungszustand) errichtet werden. Räume unterhalb 
dieses Geländeniveaus sollten überflutungssicher ausgebildet werden, d.h. Kellerfenster und 
Kellerschächte sowie Zugänge, Zu- und Ausfahrten sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. 
durch ausreichend hohe Aufkantungen/Schwellen gegenüber dem angrenzenden Gelände- 
niveau) gegen oberflächliches Eindringen von Niederschlagswasser zu schützen. 
Gartenflächen sollten gegenüber dem Ursprungs-Geländeniveau etwas tiefer angelegt wer- 
den, um Retentionsräume zu erzeugen, in denen das Niederschlagswasser bei Starkregen-
ereignissen schadlos zwischengespeichert werden kann.

5 Technische Regelwerke
Technische Regelwerke, auf die in den Festsetzungen Bezug genommen wird, liegen bei 
der Stadt Bad Wünnenberg zur Einsichtnahme vor.

  

      
      

    

11.05.2026 hat der Plan-Entwurf mit Begründung und 
den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah- 
men gemäß § 3(2) BauGB vom 18.05.2026 bis

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom 18.05.2026 
gemäß § 4(2) BauGB beteiligt.


